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Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Fünften 
Vermögensbildungsgesetzes 

A. Zielsetzung 

Mit dem Gesetz soll das Verfahren über die Auszahlung der 
Arbeitnehmer-Sparzulage neu geregelt werden. Die Regelung ist 
erforderlich, weil die Arbeitnehmer-Sparzulage ab 1994 auf Grund 
der Änderungen des Mißbrauchsbekämpfungs- und Steuerberei-
nigungsgesetzes nicht mehr mit der Festsetzung, sondern erst nach 
Ablauf der Sperrfrist fällig wird. 

B. Lösung 

Die Aufgabe, die Arbeitnehmer-Sparzulage auszuzahlen, wird 
dem Bundesamt für Finanzen übertragen. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Durch die Einbindung des Bundesamtes für Finanzen in das 
Auszahlungsverfahren entstehen do rt  zu Beginn durch die erfor-
derliche technische Ausstattung Anlaufkosten, deren Höhe nicht 
genau zu beziffern ist. Zusätzliche Personalkosten beim Bundes-
amt für Finanzen im nennenswerten Umfang sind nicht zu erwar-
ten. 
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An die Präsidentin 
des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Abs. 3 des Grundgesetzes den 
vom Bundesrat in seiner 669. Sitzung am 20. Mai 1994 beschlossenen 
Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Fünften Vermögensbil-
dungsgesetzes mit Begründung (Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizufüh-
ren. 

Federführend ist das Bundesministerium der Finanzen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Gesetzentwurf ist in der als 
Anlage 2 beigefügten Stellungnahme dargelegt. 

Dr. Helmut Kohl 
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Anlage 1 

Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Fünften 
Vermögensbildungsgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Fünfte Gesetz zur Förderung der Vermögens-
bildung der Arbeitnehmer (Fünftes Vermögensbil-
dungsgesetz — 5. VermBG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 4. März 1994 (BGBl. I S. 406) 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 14 Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort 
„Finanzämtern" die folgenden Worte eingefügt: 

„ , soweit in diesem Gesetz nichts anderes geregelt 
ist". 

2. In § 14 Abs. 5 Satz 2 werden nach dem Wort 
„Arbeitnehmer-Sparzulage" die folgenden Worte 
eingefügt: 

„vom Bundesamt für Finanzen". 

Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage der Verkündung in 
Kraft. 
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Begründung 

I. Allgemeiner Teil 

Auf Grund der Änderung des Fünften Vermögensbil-
dungsgesetzes durch das Mißbrauchsbekämpfungs- 

 

und Steuerbereinigungsgesetz wird die Arbeitneh-
mer-Sparzulage für die ab 1994 angelegten vermö-
genswirksamen Leistungen grundsätzlich erst mit 
Ablauf der für die Anlageform vorgeschriebenen 
Sperrfrist fällig. Dies bedeutet, daß die Arbeitnehmer

-

Sparzulage nicht mehr wie bisher im Anschluß an die 
Festsetzung durch das Finanzamt ausgezahlt wird. 
Die für die Auszahlung erforderlichen Daten müssen 
vielmehr zentral bis zum Ablauf der regelmäßig 
siebenjährigen Sperrfrist gespeichert werden, damit 
die Sparzulage bei Fälligkeit durch die Finanzverwal-
tung ausgezahlt werden kann. 

Um die damit verbundenen finanziellen und personel-
len Mehrbelastungen in einem wirtschaftlich vertret-
baren Rahmen zu halten, soll eine Zentralstelle die 
Speicherung der Daten sowie die spätere Auszahlung 
übernehmen. 

II. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 

Die Aufgabe, die Arbeitnehmer-Sparzulage auszu-
zahlen, wird dem Bundesamt für Finanzen übertra-
gen. Hier werden sämtliche für die Auszahlung not-
wendige Daten zentral gespeichert. Dabei können 
bereits bestehende technische Verbindungen zwi

-

schen den Ländern und dem Bundesamt für Finanzen 
genutzt werden (Datenträgeraustausch). Damit wird 
vermieden, daß 16 Bundesländer mit erheblichem 
finanziellen und personellen Aufwand bisher nicht 
bestehende EDV-Speicherverfahren aufbauen. Die 
eingehende Erörterung auf Referentenebene hat 
— auch ohne eine Kostenanalyse im Rahmen einer 
zeitaufwendigen Organisationsuntersuchung — erge-
ben, daß mit hoher Wahrscheinlichkeit eine Auszah-
lung der Arbeitnehmer-Sparzulage durch das Bun-
desamt für Finanzen die wirtschaftlichere Lösung 
ist. 

Neben der damit angestrebten Verwaltungsvereinf a-
chung vermeidet die vorgeschlagene Regelung, daß 
jährlich ca. 10 Millionen begüns tigte Arbeitnehmer 
damit belastet werden, die Bescheinigungen des 
Finanzamtes über die festgesetzte Sparzulage entge-
genzunehmen und ihrem Anlageinstitut zu übersen-
den. Die bei Verlust erforderliche Ausstellung von 
Ersatzbescheinigungen würde die Finanzämter zu-
sätzlich personell belasten. Schließlich entsteht den 
Anlageinstituten erheblicher Aufwand durch die 
datentechnische Erfassung der ihnen zugehenden 
Bescheinigungen. Die hier vorgeschlagene Regelung 
ist deshalb auch gesamtwirtschaftlich eindeutig vor-
zuziehen. 

Zu Artikel 2 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
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Anlage 2 

Stellungnahme der Bundesregierung 

Die Bundesregierung widersp richt nicht der Auffas-
sung des Bundesrates, wonach die Auszahlung der 
Arbeitnehmer-Sparzulage durch eine zentrale Stelle 
eine zweckmäßige Lösung sein kann. Andere 
Lösungsmodelle, die in einer Arbeitsgruppe gemein-
sam mit den Ländern erörtert werden, sollen aber 
nicht ausgeschlossen werden. 

In jedem Falle widerspricht die Bundesregierung 
jedoch dem Vorschlag des Bundesrates, sie zu 
ermächtigen, eine zentrale Auszahlung der Arbeit-
nehmer-Sparzulage dem Bundesamt für Finanzen zu 
übertragen. Die Auszahlung der Sparzulage ist Teil 
der Steuerverwaltung und damit originäre Aufgabe 

der Länder. Sollten die Länder — auch nach noch-
maliger Erörterung — keine andere Möglichkeit als 
die Zentralisierung des Auszahlungsverfahrens se-
hen, müßte dies bei einer Landesbehörde erfolgen, 
deren Zuständigkeit durch Verwaltungsabkommen 
begründet werden könnte. 

Im Rahmen des Vermittlungsverfahrens be treffend 
das Gesetz zum Dritten Durchführungsgesetz/EWG 
zum VAG wurde Einvernehmen erzielt, die sinnvolle 
Zentralisierung des Auszahlungsverfahrens bei einer 
Landesbehörde durch ein Verwaltungsabkommen zu 
vereinbaren. 








